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Unterrichtung
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einlagensicherungs- und
Anlegerentschädigungsgesetzes und anderer Gesetze
– Drucksache 16/12255 –

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 857. Sitzung am 3. April 2009
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes (GG) wie folgt Stellung zu neh-
men:

1. Zu Artikel 1

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren eine grundlegende Reform des bestehenden Systems
der Einlagensicherung und Anlegerentschädigung mit
dem Ziel zu prüfen, für Entschädigungsfälle, die derzeit
durch die Entschädigungseinrichtung der Wertpapier-
handelsunternehmen (EdW) auszugleichen sind, eine Fi-
nanzierungsgrundlage zu schaffen, die gegebenenfalls
erforderliche Entschädigungszahlungen an die Anleger
umfassend gewährleistet, ohne die den Entschädigungs-
einrichtungen zugeordneten Institute unvertretbar zu be-
lasten.

Die EdW ist eines der Einlagensicherungs- und Anleger-
entschädigungssysteme, denen Kreditinstitute und Fi-
nanzdienstleistungsinstitute angehören müssen. Derzeit
sind der EdW von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht rund 700 Wertpapierhandelsunternehmen
zugeordnet. Die EdW gewährt Anlegern eine Entschädi-
gung, wenn ein ihr zugeordnetes Wertpapierhandelsunter-
nehmen nicht in der Lage ist, seine Verbindlichkeiten aus
Wertpapiergeschäften zu erfüllen.

Die Zahl der der EdW zugeordneten Institute sowie deren
finanzielle Leistungsfähigkeit erscheint als zu gering, um
bei größeren Entschädigungsfällen eine umfassende An-
legerentschädigung zu gewährleisten, ohne dass sich da-
raus unzumutbare wirtschaftliche Belastungen für die
Mitglieder der EdW ergeben. Dies hat in jüngster Zeit
einer der größten Entschädigungsfälle der deutschen
Nachkriegsgeschichte erwiesen.

In diesem Entschädigungsfall, in dem bei der EdW etwa
30 000 Schadensmeldungen eingingen, sind von der
EdW voraussichtlich circa 200 Mio. Euro Entschädi-
gungsleistungen an geschädigte Kunden zu leisten.
Hierzu wird die EdW von ihren Mitgliedern Sonderbei-
träge über einen Zeitraum von circa zehn Jahren erhe-
ben, die mindestens das Zehnfache des regulären Jahres-
beitrags betragen dürften. Auf die EdW-Mitglieder
kommen dadurch in den nächsten Jahren erhebliche zu-
sätzliche finanzielle Belastungen zu. Um dem zu entge-
hen, haben bereits einige Mitglieder der EdW ihren
rechtlichen Status geändert und sind anderen Entschädi-
gungseinrichtungen zugeordnet worden. Dadurch haben
sich die durch die verbliebenen Mitglieder jeweils zu er-
bringenden Entschädigungsleistungen weiter erhöht. Ein
im März 2008 im Auftrag des Bundesministeriums der
Finanzen erstelltes Gutachten zur Reform der Anleger-
entschädigungseinrichtungen und Einlagensicherungs-
systeme in Deutschland stellte umfassenden Reformbe-
darf fest. Durch die in dem vorliegenden Gesetzentwurf
bezeichneten Maßnahmen werden die strukturellen
Mängel der EdW nicht behoben.

2. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 2 Satz 2 EAEG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren zu prüfen, ob entsprechend dem Zitiergebot des Arti-
kels 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes nach § 9 Ab-
satz 2 Satz 2 EAEG-E der Satz „Das Grundrecht des
Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge-
schränkt.“ eingefügt werden sollte.

B e g r ü n d u n g

§ 9 Absatz 2 Satz 2 EAEG-E sieht in gleicher Weise wie
die bisherige Gesetzesfassung (bisher § 9 Absatz 1
Satz 4 EAEG) eine Verpflichtung der Institute vor, das
Betreten ihrer Grundstücke und Geschäftsräume durch
Mitarbeiter der Entschädigungseinrichtung zu gestatten.
Hierin ist ein Eingriff in die Unverletzlichkeit der Woh-
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nung nach Artikel 13 GG zu erkennen. Daher müsste das
Gesetz nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 GG das einge-
schränkte Grundrecht unter Angabe des Grundgesetz-
artikels nennen. Dies ist im Entwurf nicht vorgesehen.
Auch die aktuelle Gesetzesfassung enthält keine Zitie-
rung des Artikels 13 GG. In der vergleichbaren Rege-
lung des § 4 Absatz 4 des Wertpapierhandelsgesetzes
(WpHG) ist indes Artikel 13 GG zitiert.

Auch Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume unterfal-
len dem Schutz des Artikels 13 GG (vgl. BVerfG, Urteil
vom 17. Februar 1998 – 1 BvF 1/91 –, BVerfGE 97,
228). Dazu gehören ebenfalls diejenigen Teile der Be-
triebsräume oder des umfriedeten Besitztums, die der
Betriebsinhaber aus eigenem Entschluss der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht hat. Auch dann gewährleistet
das Grundrecht Schutz gegen Eingriffe in seine Ent-
scheidung über das Zutrittsrecht im Einzelnen und über
die Zweckbestimmung des Aufenthalts (vgl. BVerfG,
a. a. O., m. w. N.). Soweit das Bundesverfassungsgericht
davon ausgeht, dass an die Zulässigkeit von Eingriffen
und Beschränkungen im Sinn des Artikels 13 Absatz 1
GG je nach der Nähe der Örtlichkeiten zur räumlichen
Privatsphäre unterschiedlich hohe Anforderungen ge-
stellt werden (vgl. BVerfG, a. a. O.; Beschluss vom
13. Oktober 1971 – 1 BvR 280/66 –, BVerfGE 32, 54),
betrifft dies lediglich die Frage, welchen Schranken
Grundrechtseingriffe begegnen. Die Charakterisierung
als Grundrechtseingriff bleibt erhalten, so dass das Zi-
tiergebot ausgelöst wird.

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen jedoch nicht
gegen den nunmehr vorliegenden Entwurf zur Änderung
des EAEG, sondern gegen die geltende Fassung, die in
§ 9 Absatz 1 eine identische Regelung zum Betreten der
Grundstücke und Geschäftsräume enthält. Diese wird
durch den vorliegenden Entwurf lediglich redaktionell
„verschoben“, inhaltlich jedoch nicht geändert oder gar
begründet.

3. Zu Artikel 3 Nummer 01 – neu –
(§ 7 Absatz 3 Nummer 2 Eingangssatz, Buchstabe c1
– neu –, Buchstabe h – neu – FinDAG)

In Artikel 3 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 01 ein-
zufügen:

,01. § 7 Absatz 3 Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „19“ wird durch die Angabe „21“
ersetzt.

b) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe c1
eingefügt:

„c1)ein Vertreter des Bundesministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz,“.

c) In Buchstabe g wird am Ende der Punkt durch
ein Komma ersetzt und folgender Buchstabe h
angefügt:

„h) ein Vertreter des Verbraucherzentrale Bun-
desverbandes e. V.“.‘

B e g r ü n d u n g

Die aktuelle Krise auf den Finanzmärkten hat eine Reihe
von Schwächen bei der Finanzaufsicht offenbart. Es ist
festzustellen, dass Verbrauchervertreter bisher nicht in
den wichtigen Entscheidungsgremien der Finanzauf-
sichtsbehörden vertreten sind.

So finden sich aktuell im Verwaltungsrat der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Vertreter
des Bundesministeriums der Finanzen, des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie und des
Bundesministeriums der Justiz, nicht jedoch des Bun-
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV).

Auch die Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen
und Kapitalanlagegesellschaften sind im Verwaltungsrat
der BaFin vertreten, jedoch kein Vertreter der Verbrau-
cherverbände.

Da auch die einzelnen Verbraucher gewichtige Akteure
auf den Finanzmärkten sind, ist eine Vertretung der Ver-
braucherseite im Verwaltungsrat der BaFin unbedingt er-
forderlich.

Der Verwaltungsrat der BaFin sollte daher um zwei Mit-
glieder, nämlich je einem Vertreter des BMELV und des
Verbraucherzentrale Bundesverbandes e. V., erweitert
werden.

4. Zu Artikel 5 Nummer 1 – neu –, 3 – neu –
und Nummer 4 – neu – (§ 6 Absatz 2 Satz 2 – neu –,

§ 20a Absatz 4 und
§ 38 Absatz 2 WpHG)

Artikel 5 ist wie folgt zu fassen:

,Artikel 5

Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes

Das Wertpapierhandelsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I
S. 2708), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 6 wird dem Absatz 2 folgender Satz angefügt:

„Die Bundesanstalt, das Bundeskartellamt, die zu-
ständige Börsenaufsichtsbehörde, die Handelsüber-
wachungsstellen an Warenbörsen gemäß § 2 Absatz 3
des Börsengesetzes i. V. m. § 2 Absatz 2c dieses Ge-
setzes, an denen Energien wie Strom und Terminge-
schäfte in Bezug auf Energien wie Strom gehandelt
werden, sowie die Bundesnetzagentur im Rahmen ih-
rer Tätigkeit nach Maßgabe des Energiewirtschafts-
gesetzes haben einander Beobachtungen und Fest-
stellungen einschließlich personenbezogener Daten
mitzuteilen, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben er-
forderlich sind.“

2. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden … < weiter wie Vor-
lage >.

3. § 20a Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Nach den Wörtern „für Waren“ werden die Wör-
ter „im Sinne des § 2 Absatz 2c“ eingefügt.

b) Die Angabe „Abs. 2“ wird gestrichen.
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c) Die Wörter „einem organisierten Markt“ werden
durch die Wörter „einer inländischen Börse“ er-
setzt.

4. In § 38 Absatz 2 werden nach den Wörtern „Börsen-
oder Marktpreis eines Finanzinstruments“ die Wörter
„oder einer Ware im Sinne des § 2 Absatz 2c oder
eines ausländischen Zahlungsmittels im Sinne des
§ 51 des Börsengesetzes“ eingefügt.‘

B e g r ü n d u n g

Zu Nummer 1

Die im Rahmen des Gesetzes zur Änderung des Einla-
gensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes ge-
plante Änderung des § 7 Absatz 1 Satz 1 WpHG hat zur
Folge, dass die BaFin künftig auch für die Zusammenar-
beit mit den ausländischen Stellen, die zuständig sind für
die Überwachung von Märkten, an denen Waren gehan-
delt werden, zuständig ist. Diese Gesetzesänderung er-
folgt laut Gesetzesbegründung besonders im Hinblick
auf die jüngsten Entwicklungen an den Energiebörsen.
Da im Ausland, etwa in Frankreich und Norwegen, häu-
fig die Energieregulierungsbehörden für die Aufsicht
über den Handel mit Waren wie Strom und Gas zustän-
dig sind, wird die vorgenannte Gesetzesänderung dazu
führen, dass die BaFin mit ausländischen Energieregu-
lierungsbehörden zusammenarbeiten und Daten austau-
schen wird. Eine Zusammenarbeit mit der deutschen
Energieregulierungsbehörde (Bundesnetzagentur) ist je-
doch bisher gesetzlich nicht vorgesehen. Dies könnte
jedoch erforderlich werden, um im Rahmen der Zusam-
menarbeit mit ausländischen Energieregulierungsbehör-
den zu übermittelnde Daten mit den Daten der Bundes-
netzagentur abzugleichen.

Dadurch wird die BaFin wie im bisherigen § 6 Absatz 2
WpHG mit den dort genannten Behörden zur Koopera-
tion auch mit der Bundesnetzagentur auch außerhalb des
Wertpapierhandelsrechts verpflichtet und zugleich si-
chergestellt, dass die BaFin von dieser Unterstützung bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dem WpHG er-
hält. Durch die Regelung dieser Zusammenarbeit wird
eine effektive Nutzung staatlicher Ressourcen ermög-
licht und die Aufsichtsqualität potenziell verbessert.

Die Regelung greift europäischen Initiativen nicht vor,
sondern füllt die in der Gesetzesänderung zu § 7
Absatz 1 Satz 1 WpHG vorgesehene Ausweitung der
Kompetenzen der BaFin aus.

Im Übrigen wird damit ein Vorschlag der Monopolkom-
mission in ihrem Sondergutachten gemäß § 62 Absatz 1
des Energiewirtschaftsgesetzes „Strom und Gas 2007:
Wettbewerbsdefizite und zögerliche Regulierung“ (Bun-
destagsdrucksache 16/7087) aufgegriffen, in dem eine
vertiefte Zusammenarbeit der zuständigen Aufsichtsbe-
hörden bei der Aufsicht über den Energiehandel vorge-
schlagen wird.

Zu Nummer 2

Wie Vorlage.

Zu Nummer 3

Die Änderungen zu § 20a Absatz 4 WpHG konkretisie-
ren das Verbot der Marktpreismanipulation von an einem

organisierten Markt gehandelten Waren im Hinblick auf
Artikel 103 Absatz 2 GG und haben im Übrigen redak-
tionellen Charakter.

Zu Nummer 4

§ 20a Absatz 4 WpHG erstreckt das Verbot der Markt-
preismanipulation des § 20a Absatz 1 bis 3 WpHG zwar
auf Waren und ausländische Zahlungsmittel, die an
einem organisierten Markt gehandelt werden. Eine Straf-
barkeit nach § 38 Absatz 2 WpHG bei Verstößen gegen
dieses Verbot besteht derzeit aber nur dann, wenn da-
durch auf den inländischen Börsen- oder Marktpreis
eines Finanzinstruments eingewirkt wird. Die Kausalität
einer solchen mittelbaren Einwirkung auf ein Finanz-
instrument durch die Marktpreismanipulation einer Ware
oder eines ausländischen Zahlungsmittels wird jedoch in
der Praxis kaum nachzuweisen sein. § 38 Absatz 2
WpHG läuft damit im Hinblick auf § 20a Absatz 4
WpHG praktisch ins Leere. Da die derzeitige Formulie-
rung des Gesetzeswortlauts erst mit dem Anlegerschutz-
verbesserungsgesetz (ASVG) eingeführt wurde und
§ 20a Absatz 1 Satz 2 WpHG a. F. noch den Begriff des
Vermögenswertes, der Waren und ausländische Zah-
lungsmittel einschloss, vorsah, liegt hier ein Redaktions-
versehen nahe. Dennoch würde angesichts des eindeuti-
gen Wortlauts und der sonst im Gesetz durchgehaltenen
Trennung von Finanzinstrumenten einerseits und Waren
und ausländischen Zahlungsmitteln andererseits nach
der derzeitigen Fassung des Gesetzeswortlauts eine Ein-
beziehung der Einwirkung auf den Börsen- oder Markt-
preis von Waren und ausländischen Zahlungsmitteln in
die Strafbarkeit gegen Artikel 103 Absatz 2 GG versto-
ßen. Verstöße gegen § 20a Absatz 4 WpHG sind nach
der jetzigen Regelung daher selbst im Falle eines Er-
folgseintritts nicht strafbar. Dieses Regelungsdefizit ist
zu beseitigen. Um dem ursprünglichen Regelungsziel
des § 20a Absatz 4 und des § 38 Absatz 2 WpHG für an
einer Börse als organisiertem Markt gehandelte Waren
wie Strom volle Geltung zu verschaffen, ist § 38 Ab-
satz 2 WpHG daher wie vorgeschlagen zu ändern.

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes
und anderer Gesetze wie folgt:

Zu Nummer 1 (Artikel 1)

Die Bundesregierung hat bereits im Vorfeld des Gesetzge-
bungsverfahrens eine umfassende Reform der Einlagensi-
cherungs- und Anlegerentschädigungssysteme in Deutsch-
land eingehend geprüft.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass das vorliegende
Gesetzesvorhaben in erster Linie der Umsetzung der Ände-
rungsrichtlinie zur EG-Einlagensicherungsrichtlinie (2009/
14/EG) dient, die bis zum 30. Juni 2009 in deutsches Recht
umzusetzen ist. Änderungen, die eine Umgestaltung der
Struktur der gegenwärtigen Sicherungssysteme in Deutsch-
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land zum Ziel hätten, würden den für dieses Gesetzgebungs-
vorhaben vorgegebenen engen zeitlichen Rahmen sprengen.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden neben der
Umsetzung der o. g. Richtlinie auch die Vorschriften zur
Beitragsfinanzierung der Entschädigungseinrichtungen ins-
besondere vor dem Hintergrund der jüngsten Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtes Berlin zum Ent-
schädigungsverfahren Phoenix Kapitaldienst GmbH neu
ausgestaltet, um dadurch für die Entschädigungseinrichtung
der Wertpapierhandelsunternehmen (EdW) eine verlässliche
Grundlage für die Beitragserhebung zu schaffen. Zudem
wird die Zahl der der EdW zugeordneten Kapitalanlagege-
sellschaften durch die mit diesem Gesetzentwurf vorgese-
hene Änderung von § 1 Absatz 1 Nummer 4 EAEG und § 7
Absatz 2 Nummer 4 InvG erweitert.

Ergänzend weist die Bundesregierung darauf hin, dass das
Landgericht Berlin in seinem Urteil vom 11. Februar 2009
zur Staatshaftungsklage eines Anlegers die ordnungsge-
mäße Umsetzung der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie
(1997/9/EG) durch das Einlagensicherungs- und Anleger-
entschädigungsgesetz bestätigt hat (Az. 23 O 44/08). Insbe-
sondere hat das Gericht keine Zweifel an der Leistungsfä-
higkeit der EdW geäußert. Außerdem hat die Europäische
Kommission ein gegen Deutschland aufgrund von Be-
schwerden von Phoenix-Anlegern eingeleitetes Vertragsver-
letzungsverfahren im Hinblick auf diese Richtlinie im Früh-
jahr 2009 eingestellt. Die Europäische Kommission konnte
ebenfalls keine fehlerhafte Umsetzung der Richtlinie durch
das EAEG erkennen.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 (§ 9 Absatz 2 Satz 2 EAEG))

Die Bundesregierung hält als Ergebnis der erbetenen Prü-
fung eine Zitierung von Artikel 13 GG nicht für erforder-
lich.

Nach dem Zitiergebot des Artikels 19 Absatz 1 Satz 2 GG
muss ein Gesetz, das unter Inanspruchnahme eines Geset-
zesvorbehalts ein Grundrecht „einschränkt“, dieses Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen. Das Grundrecht
auf Unverletzlichkeit der Wohnung steht nach Artikel 13
Absatz 2 bis 5 und 7 GG unter Gesetzesvorbehalt, soweit
der Gesetzgeber die dort aufgeführten „Eingriffe und Be-
schränkungen“ vornimmt. Solche den Gesetzesvorbehalt
und damit das Zitiergebot auslösende „Eingriffe und Be-

schränkungen“ liegen nach ständiger Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts nicht vor, wenn der Gesetzgeber
einer zuständigen Aufsichtsbehörde die Befugnis erteilt,
Geschäfts- oder Betriebsräume während der üblichen Ge-
schäfts- und Betriebszeiten zu Kontrollzwecken zu betreten
(BVerfGE 32, 54, 75 bis 77).

Lediglich ein derartiges Betretungs- und Besichtigungsrecht
soll in § 9 Absatz 2 Satz 2 EAEG geregelt werden. Dagegen
sieht § 4 Absatz 4 WpHG, den der Bundesrat zum Vergleich
heranzieht, vor, dass Geschäftsräume auch außerhalb der
üblichen Geschäftszeiten betreten werden dürfen, ferner
auch dann, wenn sie sich in einer Wohnung befinden. Diese
erheblich schärferen Befugnisse sind nach der oben ange-
führten Rechtsprechung als „Eingriffe und Beschränkun-
gen“ zu qualifizieren, weshalb in § 4 Absatz 4 WpHG eine
Zitierung von Artikel 13 GG erforderlich war.

Die hier beschriebene Grenzziehung wird von der Bundes-
gesetzgebung in ständiger Praxis zu Grunde gelegt und von
der Rechtsprechung gebilligt (BFHE 216, 38, 45, zu § 99
AO; vgl. weiterhin BVerwGE 78, 251, 255; BVerwG,
DVBl. 1996, 149, 151).

Zu Nummer 3 (Artikel 3 (§ 7 Absatz 3 Nummer 2
FinDAG))

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates
im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen.

Zu Nummer 4 (Artikel 5 (§ 6 Absatz 2 Satz 2 – neu –,
§ 20a Absatz 4 und § 38 Absatz 2 WpHG))

a) Zu § 6 Absatz 2 Satz 2 – neu – WpHG

Grundsätzlich begrüßt die Bundesregierung den Vorschlag
des Bundesrates, wird aber noch die konkrete inhaltliche
und formale Ausgestaltung des Vorschlags im weiteren Ver-
fahren prüfen.

b) Zu § 20a Absatz 4 WpHG

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates zu.

c) Zu § 38 Absatz 2 WpHG

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates zu.
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